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Teilabzugsverbot für Finanzierungskosten
der Beteiligung an einer Organgesellschaft

Die körperschaftsteuerliche Organschaft bietet insbeson-
dere die Möglichkeit, Verluste der Organgesellschaft (einer
Kapitalgesellschaft) mit steuerlicher Wirkung beim Organ-
träger (einer Kapital-, einer Personengesellschaft oder
einer natürlichen Person) geltend zu machen (also Gewinne
und Verluste innerhalb eines Konzerns zu verrechnen). Für
die Anerkennung einer körperschaftsteuerlichen Organ-
schaft ist neben der sog. finanziellen Eingliederung, die
beim Organträger die Mehrheit der Stimmrechte an den
Anteilen an der Organgesellschaft erfordert, auch der Ab-
schluss und die tatsächliche Durchführung eines Gewinn-
abführungsvertrags (Ergebnisabführungsvertrag) Voraus-
setzung. Eine der Konsequenzen des Organschaftsverhält-
nisses besteht dann darin, dass das Organeinkommen dem
Organträger unmittelbar zugerechnet wird. Ist der Organ-
träger eine Personengesellschaft oder eine natürliche Per-
son, so ist das zugerechnete Organeinkommen folglich
nicht etwa als (nach § 3 Nr. 40 EStG teilweise steuerbefrei-
te) Gewinnausschüttung anzusehen. Wäre das Organein-
kommen hingegen als beim Organträger teilweise steuer-
befreit anzusehen, so käme das sog. Teilabzugsverbot des
§ 3c Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 EStG zum Zuge. Danach dürf-
ten Betriebsausgaben, die mit den dem § 3 Nr. 40 EStG zu
Grunde liegenden Betriebsvermögensmehrungen oder Ein-
nahmen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, nur
zum Teil abgezogen werden.

Vor diesem Hintergrund ist nun das Urteil des BFH vom
25.7.2019 (Aktenzeichen IV R 61/16, HFR 2019, 1032)
zu sehen. Dabei ist der BFH das Teilabzugsverbot betref-
fend (vorliegend waren Finanzierungskosten umstritten) zu
dem Ergebnis gekommen, dass

– Schuldzinsen im Zusammenhang mit der Beteiligung
dennoch dem Teilabzugsverbot des § 3c Abs. 2 EStG
unterliegen, wenn mit der Beteiligung in einem späteren
Veranlagungszeitraum ein Organschaftsverhältnis be-
gründet wird, und insoweit die Kapitalgesellschaft
während des Bestehens der Organschaft Gewinne aus
vororganschaftlicher Zeit ausschüttet und

– der sich dem Teilabzugsverbot unterliegende Teil der
Schuldzinsen aus dem Verhältnis der Gewinnausschüt-
tung zu dem in demselben Jahr zugerechneten Organ-
einkommen ergibt.

Im Streitfall waren Kapitalgesellschaftsanteile darlehensfi-
nanziert erworben worden, auf die in der Folge Gewinnaus-
schüttungen entfielen, die nach § 3 Nr. 40 EStG zu teilwei-
se steuerbefreiten Einnahmen führten. Daher konnten die
Darlehenszinsen auch nur teilweise steuerlich geltend ge-
macht werden, wobei die Aufteilung nach BFH-Auffassung
im Rahmen einer wertenden Betrachtung entsprechend
dem rechtlichen und wirtschaftlichen Gehalt des Gesamt-
vorgangs zu erfolgen hatte (im Streitfall anteilig nach dem
Verhältnis der Gewinnausschüttung zu dem in demselben
Jahr zugerechneten Organeinkommen).

Hinweis:
Das vom BFH abgeleitete Ergebnis erscheint zwingend,
da – wenn der Organträger eine Personengesellschaft
oder eine natürliche Person ist – nur so die vom Gesetz-
geber gewollte Kombination einer Körperschaftsteuer auf
das von der Organgesellschaft erwirtschaftete Einkom-
men und einer teilweisen Dividendenbesteuerung auf
der Ebene des Organträgers erreicht wird. Die Rechtsfol-
gen des sog. Teilabzugsverbots des § 3c Abs. 2 Satz 1
Halbsatz 1 EStG sind i.Ü. über Organschaftsfälle hinaus
zu beachten.

Ertrag aus Währungskurssicherungsgeschäft
erhöht steuerfreien Veräußerungsgewinn aus
Anteilsveräußerung

Nach § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG bleiben bei der Ermittlung des
Einkommens einer Kapitalgesellschaft Gewinne aus der Ver-
äußerung eines Anteils an einer anderen Kapitalgesellschaft
außer Ansatz. Veräußerungsgewinn imSinne dieses Satzes 1
ist der Betrag, um den der Veräußerungspreis oder der an
dessen Stelle tretende Wert nach Abzug der Veräußerungs-
kosten den Buchwert der Beteiligung übersteigt.

Vor diesem Hintergrund ist das BFH-Urteil vom 10.4.2019
(Aktenzeichen I R 20/16, HFR 2019, 1080) zur Berücksichti-
gung von Währungskurssicherungsgeschäften i.R.d. § 8b
KStG zu sehen, mit dem der BFH entschieden hat, dass der
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Ertrag aus einemDevisentermingeschäft, das der Veräußerer
vor der Veräußerung zum Zweck der Minimierung des Wäh-
rungskursrisikos in Bezug auf den Veräußerungserlös abge-
schlossen hat, als Bestandteil des Veräußerungspreises
i.S.d. § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG gewinnerhöhend zu berück-
sichtigen ist.Entscheidungserheblichwardabei derVeranlas-
sungszusammenhang, nach dem solche Verluste aus Devi-
sentermingeschäften, die ausschließlich zum Ausschluss
bzw. zur Minderung des Währungskursrisikos einer konkret
geplanten, in Fremdwährung abzuwickelnden Anteilsveräu-
ßerung abgeschlossen werden, als Bestandteil der Veräuße-
rungskosten i.S.v. § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG den Veräuße-
rungsgewinn mindern.

Nach BFH-Auffassung sind bei Fremdwährungsgeschäften
zur Bestimmung der Anschaffungskosten und des Veräuße-
rungspreises die erhaltenen und die gezahlten Fremdwäh-
rungsbeträge nach dem zu den jeweiligen Realisierungszeit-
punkten geltenden Umrechnungskurs in Euro umzurechnen;
Wechselkursänderungen im Zeitraum zwischen Anschaffung
undVeräußerungerhöhenoder verminderndaherdensteuer-
freien Veräußerungsgewinn. § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG sei
entsprechend so auszulegen, dass der Ertrag aus einemWäh-
rungskurssicherungsgeschäftbeiderBerechnungdessteuer-
freien Veräußerungsgewinns als Bestandteil des Veräuße-
rungspreises zu berücksichtigen sein kann. Das folge daraus,
dass Verluste aus Währungskurssicherungsgeschäften als
Bestandteil der Veräußerungskosten den Veräußerungsge-
winn mindern könnten; dann müssten im Rahmen des § 8b
Abs. 2 KStG aber auch Gewinne aus diesen Geschäften ge-
winnerhöhend berücksichtigt werden können. Und bei Ver-
lusten eines Anteilsverkäufers aus gegenläufigenDevisenter-
mingeschäften, die dieser vor dem Verkauf mit dem aus-
schließlichen Zweck abgeschlossen hat, den erwarteten
Verkaufserlös gegenWährungskursrisiken abzusichern, han-
dele es sich um Veräußerungskosten. Das „auslösende Mo-
ment“ für die Entstehung der Verluste sei in der geplanten
Veräußerung zu sehen, deren Erlös der Stpfl. unbeeinflusst
von Währungskursschwankungen zu vereinnahmen trachte.
Die Verluste wiesen daher eine größere Nähe zur Veräuße-
rung auf als zum laufenden Gewinn.

Hinweis:
Sog. „Micro Hedges“ (also Devisentermingeschäfte, die
ausschließlich auf Minimierung des Währungskursrisikos
in Bezug auf die konkret erwarteten Veräußerungserlöse
ausgerichtet sind) sind also zu berücksichtigen, während
unspezifischeglobaleAbsicherungenfürWährungskursrisi-
keneinerVielzahlvonGrundgeschäften(sog.„Macro-“oder
„Portfolio Hedges“) gerade nicht berücksichtigt werden
dürfen.

Handlungsempfehlung:
In der Praxis sollte also darauf geachtet werden, dass bei
Devisentermingeschäften der erforderliche Veranlas-
sungszusammenhang zwischen Grund- und Sicherungs-
geschäft dokumentiert wird.

I.Ü. kann sich in Fällen der Anteilsveräußerung durch
eine natürliche Person eine vergleichbare praktische
Problematik ergeben, so dass hier mit der Argumentation

des I. Senats des BFH die Berücksichtigung etwaiger
Devisengeschäfte bei der Ermittlung des (begünstigten)
Veräußerungsgewinns nach § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG
angestrebt werden sollte.

Auflösung einer Kapitalgesellschaft – Eigenkapi-
talersetzendes Gesellschafterdarlehen – Indiz-
wirkung des festgestellten Jahresabschlusses

Mit Urteil vom 2.7.2019 (Aktenzeichen IX R 13/18, HFR
2020, 22) hat der BFH in Bestätigung seiner Rechtsprechung
entschieden, dass die bis zum BFH-Urteil vom 11.7.2017
(Aktenzeichen IX R 36/15, BStBl II 2019, 208) anerkannten
Grundsätze zur Berücksichtigung von nachträglichen An-
schaffungskosten aus eigenkapitalersetzenden Finanzie-
rungshilfenweiter anzuwendensind,wennderGesellschafter
eine eigenkapitalersetzende Finanzierungshilfe bis zum
27.9.2017 geleistet hatte oder wenn eine Finanzierungshilfe
des Gesellschafters bis zu diesem Tag eigenkapitalersetzend
geworden war. Stpfl., die ihrer GmbH als Gesellschafter bis
zum27.9.2017eine (ehemals)eigenkapitalersetzendeFinan-
zierungshilfe geleistet haben, können also den Ausfall ihrer
Rückzahlungs- oder Regressansprüche im Fall der Veräuße-
rung oder Auflösung der Gesellschaft als nachträgliche An-
schaffungskosten geltendmachen.

Haben die Gesellschafter einer GmbH durch Feststellung des
Jahresabschlusses untereinander und im Verhältnis zur Ge-
sellschaft rechtsverbindlich bestätigt, dass eine im Jahres-
abschluss ausgewiesene Verbindlichkeit der Gesellschaft
gegenüber einem Gesellschafter in der ausgewiesenen Höhe
besteht, istdies auch für dieBesteuerungdesGesellschafters
von Bedeutung. Nach BFH-Auffassung spricht die Feststel-
lung des Jahresabschlusses dann zumindest indiziell für das
Bestehen der Forderung des Gesellschafters gegen die Ge-
sellschaft dem Grunde und der Höhe nach. Damit verwirft
der BFH den Ansatz des FA, welches mangels Nachweises
des ursprünglichen Geldflusses das Vorhandensein des Ge-
sellschafterdarlehens bezweifelt hatte.

Zuvor hatte der BFH mit Urteil vom 27.9.2017 (Aktenzei-
chen IX R 36/15, BStBl II 2019, 208) seine langjährige
Rechtsprechung zu nachträglichen Anschaffungskosten
bei der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften
geändert und zugleich aber entschieden, dass die bis-
herigen einschlägigen Grundsätze in allen Fällen weiter
anzuwenden sein sollen, in denen der Sachverhalt am
27.9.2017 bereits verwirklicht war (Übergangsregelung).

Aktuell hat der BFH seine Auffassung bestätigt, wonach er
typisierenden Vertrauensschutz gewähren kann, und aus-
geführt, dass es im konkreten Streitfall für die Höhe der
(nachträglichen) Anschaffungskosten auf den unter der
Geltung des Eigenkapitalersatzrechts zu § 17 Abs. 2 Satz 1
EStG entwickelten normspezifischen Anschaffungskosten-
begriff ankommt. Das FA wollte nun den Veräußerungsver-
lust allein deshalb nicht anerkennen, weil der Gesellschaf-
ter keine Nachweise mehr über die viele Jahre zuvor ge-
währten Darlehen mehr bringen konnte. Daher bestritt
das FA, dass überhaupt Gesellschafterdarlehen bestanden
haben. Dies wies der BFH aber zurück. Vielmehr sei durch
den Ausweis der Verbindlichkeiten im Jahresabschluss der
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GmbH die Existenz derselben ausreichend nachgewiesen.
Durch Feststellung des Jahresabschlusses haben die Ge-
sellschafter untereinander und im Verhältnis zur Gesell-
schaft rechtsverbindlich bestätigt, dass eine im Jahresab-
schluss ausgewiesene Verbindlichkeit der Gesellschaft ge-
genüber einem Gesellschafter (in der ausgewiesenen Höhe)
bestehe.

Hinweis:
Das BMF hatte mit seinem Schreiben vom 5.4.2019
(IV C 6 – S 2244/17/10001, BStBl I 2019, 257) die
BFH-Rechtsprechungsänderung und insbesondere die
Vertrauensschutzregelung mit dem Stichtag 27.9.2017
für alle noch offenen Fälle bestätigt. Greift die Ver-
trauensschutzregelung nicht, so sind danach nur noch
solche Aufwendungen als nachträgliche Anschaffungs-
kosten zu qualifizieren, die nach handels- und bilanz-
steuerrechtlichen Grundsätzen zu einer offenen und ver-
deckten Einlage in das Kapital der Gesellschaft führen.

Als Reaktion auf die vorgenannte Rechtsprechung ist mit
dem sog. Jahressteuergesetz 2019 (Gesetz zur weiteren
Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer
steuerlicher Vorschriften v. 12.12.2019, BGBl. I 2019,
2451) eine neue gesetzliche Regelung eingeführt worden
(§ 17 Abs. 2a EStG), nach der u.a. auch Darlehensverluste
im Zusammenhang mit solchen Darlehen, die aus gesell-
schaftsrechtlichen Gründen gewährt bzw. in der Krise der
darlehensnehmenden Kapitalgesellschaft stehen gelassen
wurden, zu den nachträglichen Anschaffungskosten zählen
sollen.DieseNeuregelung ist aufVeräußerungennachdem
31.7.2019 (Datum des Kabinettbeschlusses zur Einbrin-
gung des Regierungsentwurfs) anzuwenden, auf Antrag
aber auch schon auf frühere Veräußerungen.

Handlungsempfehlung:
In einschlägigen Fällen ist daher die Vorteilhaftigkeit einer
entsprechenden Antragstellung sorgfältig zu prüfen.

Eindeutigkeitsgebot bei Abfindungsklauseln
in Pensionszusagen – Anerkannte Regeln der
Versicherungsmathematik

Mit gleich zwei Entscheidungen hat sich der BFH in jüngs-
ter Zeit mit der Problematik des Eindeutigkeitsgebots bei
der Abfindungsklauseln in Pensionszusagen befasst.

Das sog. Eindeutigkeitsgebot ist in § 6a Abs. 1 EStG gere-
gelt und besagt, dass „die Pensionszusage [...] eindeutige
Angaben zu Art, Form, Voraussetzungen und Höhe der in
Aussicht gestellten künftigen Leistungen enthalten [muss]“,
damit eine Pensionsrückstellung steuerlich anerkannt wird.
Dabei werden auch Abfindungsklauseln in Pensionszusa-
gen anerkannt, es sei denn, das Berechnungsverfahren
zur Ermittlung der Abfindungshöhe ist nicht eindeutig und
präzise schriftlich fixiert, dann scheidet die Bildung einer
Pensionsrückstellung insgesamt aus (so auch die Auffas-
sung der Finanzverwaltung, BMF v. 6.4.2005, IV B 2 –
S 2176–10/05, BStBl I 2005, 619).

Vor diesem Hintergrund ist zunächst der am 4.10.2019 amt-
lich veröffentlichte Beschluss des BFH vom 10.7.2019 (Ak-
tenzeichen XI R 47/17, BStBl II 2019, 760) zu sehen, mit
dem der BFH entschieden hat, dass Pensionszusagen auch
nach Einfügung des Eindeutigkeitsgebots in § 6a Abs. 1
Nr. 3 Halbsatz 2 EStG (durch das StÄndG 2001, BGBl. I
2001, 3794) anhand der allgemein geltenden Auslegungsre-
geln auszulegensind, soweit ihr Inhalt nichtklar undeindeutig
ist. Eine Pensionsrückstellung sei steuerrechtlich dann anzu-
erkennen,wennsichdieAbfindungsklauseldahingehendaus-
legen lasse, dass die für die Berechnung der Abfindungshöhe
anzuwendende sog. Sterbetafel trotz fehlender ausdrück-
licher Benennung eindeutig bestimmt ist.

Im Streitfall enthielten die Pensionszusagen folgende Abfin-
dungsklausel: „Das Unternehmen behält sich vor, bei Eintritt
desVersorgungsfalleswegenErreichensderAltersgrenzebzw.
Inanspruchnahme des vorgezogenen Altersruhegeldes anstel-
le der Rente eine einmalige Kapitalabfindung in Höhe des Bar-
werts der Rentenverpflichtung zu gewähren. Hierdurch erlö-
schen sämtliche Ansprüche aus der Pensionszusage ein-
schließlich einer etwaigen Hinterbliebenenrente. ... Bei der
Ermittlung des Kapitalbetrages sind ein Rechnungszinsfuß
von 6 von Hundert und die anerkannten Regeln der Versiche-
rungsmathematik anzuwenden...“. Daraus leitet der BFH ab,
dass auch ohne ausdrückliche Benennung der für die Berech-
nung der Abfindungshöhe anzuwendenden sog. Sterbetafel
kein schädlicher Vorbehalt i.S.d. § 6a EStG enthalten sei.
Denn der streitgegenständlichen Abfindungsklausel sei im
Wege der Auslegung die eindeutige Festlegung der Heu-
beck-Richttafel als anzuwendende Sterbetafel zur Ermittlung
der Abfindungshöhe zu entnehmen. Nur dies entspreche seit
1998 in langjähriger Verwaltungspraxis den „anerkannten
Regeln der Versicherungsmathematik“ (Verweis auf das
Schreiben des BMF vom 16.12.2005, BStBl I 2005, 1054).

Mit seiner ebenfalls am 4.10.2019 amtlich veröffentlichen
zweiten Entscheidung zu dieser Problematik (Urteil vom
23.7.2019, Aktenzeichen XI R 48/17, BStBl II 2019, 763)
hat der BFH festgestellt, dass eine Pensionsrückstellung un-
ter dem Gesichtspunkt eines schädlichen Vorbehalts (§ 6a
Abs. 1 Nr. 2 EStG) steuerrechtlich dann nicht anzuerkennen
ist, wenn sich eine Abfindungsklausel nicht dahin auslegen
lässt, dass die für die Berechnung der Abfindungshöhe anzu-
wendendesog. Sterbetafel unddermaßgebendeAbzinsungs-
satz ausreichend sicher bestimmt werden können.

Im konkreten Fall war streitig, ob die in einer Pensionszu-
sage gegenüber dem alleinigen Gesellschafter-Geschäfts-
führer einer Kapitalgesellschaft enthaltene Abfindungsklau-
sel das sog. Eindeutigkeitsgebot des § 6a Abs. 1 EStG
dadurch verletzt, dass für die Berechnung der Abfindungs-
höhe weder die anzuwendende sog. Sterbetafel noch der
maßgebende Abzinsungssatz ausdrücklich benannt ist.
Konkret war folgende Abfindungsklausel formuliert: „(1) En-
det das Dienstverhältnis des Geschäftsführers unter Mitnah-
me unverfallbar erdienter Versorgungsanwartschaften, so ist
die GmbH berechtigt, die Versorgungsanwartschaften ganz
oder teilweise durch eine Kapitalzahlung abzufinden. (2) Die
GmbH ist berechtigt, laufende Pensionen ganz oder teilwei-
se durch eine Kapitalzahlung abzufinden. (3) Die Kapitalab-
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findung ist unter Zugrundelegung der im Zeitpunkt der Ab-
findung gültigen Rechnungsgrundlagen für betriebliche Pen-
sionsverpflichtungen zu berechnen. (4) Gilt für diesen Pen-
sionsvertrag im Zeitpunkt einer Abfindung das Betriebsren-
tengesetz, so sind die im § 3 Betriebsrentengesetz
genannten Abfindungsverbote zu beachten.“

Der BFH hat dazu festgestellt, dass die mit dieser Klausel
versehene Pensionszusage gegenüber dem Gesellschafter-
Geschäftsführer nicht den maßgebenden gesetzlichen (for-
malrechtlichen) Vorgaben zum Ansatz einer Pensionsrück-
stellung zu der Versorgungszusage entspricht, weil die Ab-
findungsklausel nicht hinreichend klar gefasst ist. Diese
lasse nicht erkennen, dass kein schädlicher Vorbehalt
i.S.d. § 6a EStG vorliege bzw. dass (umgekehrt) gewährleis-
tet sei, dass der mögliche Abfindungsbetrag mindestens
dem Wert des gesamten Versorgungsversprechens zum
Abfindungszeitpunkt entspricht. Denn es sei zwar eine Ab-
findung möglich und auch vereinbart worden, deren Höhe
sei aber „nach unklaren Rechnungsgrundlagen zu bestim-
men“. Der – im Streitfall vereinbarte – Verweis auf die
barwertbezogenen Berechnungsmaßgaben des Betriebs-
rentengesetzes genüge nicht, da verschiedene Diskontie-
rungszinssätze zur Anwendung kommen könnten.

Hinweis:
Die Formulierung einer Abfindungsvereinbarung bedarf al-
so höchster Sorgfalt. Sollte sie gleichwohl unklar formuliert
sein, sowird die Pensionszusage insgesamt trotzdemaner-
kannt, wenn sich der Inhalt der Pensionszusage durch Aus-
legung – innerhalb der Wortlautgrenze – zweifelsfrei fest-
stellen lässt. Andernfalls ist nicht sichergestellt, dass die
Zusage nicht gemindert oder entzogen werden kann, die
fehlende Eindeutigkeit – z.B. hinsichtlich des konkret anzu-
wendenden Diskontierungszinssatzes – führt dann zur
Nichtanerkennung der Pensionszusage.

VGA bei Übertragung einer Pensionsverpflichtung
auf einen Pensionsfonds

Mit rechtskräftigem Urteil vom 21.8.2019 (Aktenzeichen
4 K 320/17, EFG 2019, 1926) hat das Hessische FG ent-
schieden, dass die Übertragung einer gründeten – Pen-
sionsverpflichtung auf einen Pensionsfonds dann nicht zur
Annahme einer vGA führt, wenn die bisherige Rückstellung
nach § 6a EStG rechtmäßig gebildet war und mit der Über-
tragung lediglich die auszahlende Stelle wechselt. Dies gilt
unabhängig von der Frage, ob die laufenden Pensionsleis-
tungen im Jahr der Übertragung der Pensionsverpflichtung
von der GmbH an den Gesellschafter-Geschäftsführer aus-
bezahlt worden ist, obgleich der Gesellschafter-Geschäfts-
führer entgegen den Regelungen des Versorgungsvertrags
nicht aus den Diensten der GmbH ausgeschieden ist.

Im konkreten Streitfall sah die Versorgungszusage zwischen
der GmbH und der Gesellschafter-Geschäftsführerin aus den
1980er Jahrenvor, dass siedieseerhaltensollte,wennsiedas
65. Lebensjahr vollendet und aus den Diensten der GmbH
ausscheidet. Während ihrer Tätigkeit für die GmbH in der Zeit
bis zum Erreichen ihres 65. Lebensjahres bildete die GmbH
vereinbarungsgemäß Rückstellungen nach § 6a EStG. Weil
einNachfolger fehlte, führtedieGesellschafter-Geschäftsfüh-
rerin auch nach Erreichen der Altersgrenze zunächst zwar un-
ter Verzicht auf Pensionszahlungen, aber unter Fortgewäh-
rung ihrer Bezüge, dann unter Kürzung des Gehalts um die
Pensionszahlungen und schließlich ohne Gehaltsbezüge mit
Ausnahme der Dienstwagengestellung und voller Pensions-
zahlung die Geschäfte fort.

Ein Verkauf der Anteile an der GmbH war der Gesellschaf-
ter-Geschäftsführerin erst nach Herauslösung der auf der
GmbH lastenden Pensionsverpflichtungen möglich, dies er-
folgte durch Übertragung an einen Pensionsfonds gegen
Zahlung von rd. 600 T€ durch die GmbH.

DasHessischeFG führt dazuaus, dass unmittelbarePensions-
zusagen steuerlich grundsätzlich nur dann anerkannt werden
können,wenndieVoraussetzungen fürdieBildungeinerRück-
stellungnach§ 6aEStG(Schriftform,keineWiderrufsklauseln,
keine Anknüpfung an gewinnabhängige Bezüge, keine Über-
versorgung, zutreffende Teilwertberechnung undNachholver-
bot) erfüllt sind und die Zusage insbesondere hinsichtlich
Ernsthaftigkeit, Erdienbarkeit, Unverfallbarkeit und Angemes-
senheit einem Fremdvergleich standhält. Halte die Zusage ei-
nem Fremdvergleich nicht stand, führe dies zu einer vGA. Bei
der Übernahme einer Versorgungsverpflichtung durch einen
Pensionsfonds sei der Fremdvergleichsmaßstab nach § 4e
EStGanzulegen, sodasseinevGAnichtanzunehmensei,wenn
diedurchdenPensionsfondsübernommeneunmittelbareVer-
sorgungszusage ihrerseits keine vGA ausgelöst hätte. Im
Streitfall werde nun durch die Übertragung der Pensionsver-
pflichtung nur die Zahlstelle für die Pensionsleistungen ausge-
tauscht. Während die Rente im Streitjahr zunächst von der
GmbH ausgezahlt wurde, so werde sie nach der Übertragung
auf den Pensionsfonds von diesem ausgezahlt. Für die Gesell-
schafter-Geschäftsführerin mache es jedoch keinen Unter-
schied, ob die Zahlung durch die GmbH als Zahlstelle oder
den Pensionsfonds als Zahlstelle erfolge. Und durch die Über-
tragung auf den Pensionsfonds erhalte die Gesellschafter-
Geschäftsführerin keinen (ungerechtfertigten) Vorteil.

Hinweis:
I.Ü. wurde und wird auch in dem Nebeneinander von Pen-
sionszahlung und (Geschäftsführer-)Gehalt kein Verstoß
gegen den Fremdvergleichsgrundsatz gesehen, wenn –
wie im Streitfall – das Einkommen aus der fortbestehen-
den Tätigkeit als Geschäftsführerin auf die Versorgungs-
leistung angerechnet wird.
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